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Protokoll 1. Sitzung (2. Amtsperiode) - 06.Juni
2019

Taciesordnunaspunkt 1
Begrüßung

• Verabschiedung des Protokolls 8. Sitzung des LAP vom 09.11.2018
• Neukonstituierung des LAP

Vorgeleflt/einoebracht von
MAGS

Beschluss
Kenntnisnahme des Protokolls und Zustimmung zur Neukonstituierung

Erfauterung/Beciründuna

Sitzungsbeginn: 10:50 Uhr

Der LAP ist beschlussfähig, die erforderliche Mindestanzahl an Mitglieder von 27 ist

erfüllt.

Das Protokoll wurde am 12.02.2019 in der Entwurfsfassung an die Mitglieder

versandt. Von Herrn Pannen, AOK RH, kam eine Rückmeldung, die eingearbeitet

wurde. Diese Fassung wurde mit der Einladung versandt, keine weiteren

Rückmeldungen. Verabschiedung des Protokolls ist erfolgt.

Notwendigkeit der Neukonstituierung

Die erste konstituierende Sitzung des LAP fand am 23.05.2015 statt. Die erste

Amtsperiode des LAP endet 2019 nach vier Jahren. Der LAP muss sich neu

konstituieren, die Mitglieder neu berufen werden (gem. APG DVO §§30ff).

Für ein möglichst einfaches Verfahren zur Neukonstituiemng sind die Mitglieder mit

der Einladung zur 9. Sitzung um Rückmeldung gebeten worden, dass sie weiterhin

ihre Institution vertreten. Diese Rückmeldungen liegen vor.
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Der Vorsitzende hat die erneute Berufung der Mitglieder sowie die

Neukonstituierung festgestellt. Die zweite Amtsperiode des LAP endet im Juni 2023.

Mit Beginn der 2. Amtsperiode wird die Nummeriemng der Sitzungen neu gestartet.
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Protokoll 1. Sitzung (2. Amtsperiode) - 06. Juni
2019

Taciesordnuncjspunkt 2
Wahl der Vorsitzenden

Vorqeieot/einciebracht von
Vorbereitung durch GS, MAGS

Beschluss
Zu den Ergebnissen derWahlgänge siehe nachfolgenden Bericht

Erläuteruna/Bearünduna

Die letzte Wahl erfolgte im November 2017, die zweijährige Amtsperiode der

Vorsitzenden ist damit noch nicht abgelaufen. Die vorgezogene Neuwahl findet aus

folgenden Gründen statt: Herr Heine-Göttelmann hatte den stellvertretenden Vorsitz

zum Ende des Jahres 2018 niedergelegt und ist aus dem Gremium ausgeschieden.

Damit war die Stell Vertretung vakant, eine Neuwahl musste erfolgen.

Um die Amtszeiten des Vorsitzenden und des stellvertretenden Vorsitzenden im

gleichen Rhythmus zu halten, hat Herr Hintzsche als Vorsitzender mitgeteilt, sich

wieder bzw. vorzeitig ebenfalls zur Wahl zu stellen.

Aus dem Gremium wurden für beide Wahlgänge geheime Wahlen beantragt

(Sitzungsleitung Herr Burkert).

Die Wahlhelferinnen der Geschäftsstelle (Frau Dreyer, Frau Schiffers) wurden durch

die Mitglieder des LAP Frau von Berg (LVR), Frau Tyfl (LAG Wohnberatung) und

Frau Middendorf (LBBP) unterstützt.

Zunächst wurde derWahlgang Wahl zum Vorsitzenden durchgeführt. Herr Pannen

schlug Herrn Hintzsche zur Wahl des Vorsitzenden vor, dieser stellte sich zur Wahl.
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Er wurde von den anwesenden 48 Stimmberechtigten mit 46 Ja-Stimmen, einer

Enthaltung und einer ungültigen Stimme einstimmig gewählt (erforderlicher 2/3

Stimmenanteil 32).

Für den Wahlgang Wahl zum/zur stellvertretenden Vorsitzenden wurden Herrn

Treiß, LfK, von Herrn Grote, bpa, und Frau Anacker, Sozialverband VdK, von Frau

Grote, Verbraucherzentrale, vorgeschlagen, die sich beide zur Wahl stellten.

Die Auszählung der Stimmen ergab bei zwei Enthaltungen 26 Stimmen für Frau

Anacker und 20 für Herrn Treiß. Damit erzielte keine der beiden Personen die

notwendige 2/3 Mehrheit. Im zweiten Wahlgang erhielt Frau Anacker bei einer

Enthaltung 26 und Herr Treiß 21 Stimmen. Die erforderliche 2/3-Mehrheit wurde

somit wiederum nicht erzielt.

Der TOP wurde ohne Ergebnis beendet und die Wahl zur/zum stellvertretenden

Vorsitzenden auf die nächste Sitzung im November vertagt.

Herr Hintzsche hat die Wahl zum Vorsitzenden angenommen.
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Protokoll 1. Sitzung (2. Amtsperiode) - 06. Juni
2019

Tagesordnuncispunkt 3
Versorgungssituation Pflege NRW
3.1 Personalsituation

• Vorstellung des VAMV-Projektes „Sonne, Mond und Sterne
Ergänzende Kinderbetreuung"

• grds. Angelegenheiten

Vorcielegt/eincfebracht von
IVIAGS

Beschluss
• 1. Kenntnisnahme des Projekts
• 2. Kenntnisnahme der Antwort der Landesregierung auf die Kleine

Anfrage 1972 des Abgeordneten Neumann, SPD „Entwicklung der
Pflegeinfrastruktur in NRW - Was tut die Landesregierung, um den
Pflegenotstand in NRW zu bekämpfen?"

Erläuteruncj/Beciründunci

Zu 1. Der Vertrag des VAMV wird im Nachgang der Sitzung zur Verfügung gestellt,

ebenso die Antwort der Landesregierung auf die Kleine Anfrage 1828 vom 13.

Dezember 2018 des Abgeordneten Dr. Dennis Maelzer SPD „Sonne, Mond und

Sterne. Ab wann wird ergänzende Kinderbetreuung in ganz Nordrhein-Westfalen

möglich?".

Ergänzend wurde mündlich der Bericht aus dem MKFFI vorgetragen. Die

Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf ist auch ein Ziel der aktuellen

Reform des Kinderbildungsgesetzes. Die Flexibilität der Offnungszeiten von

Kindertageseihrichtungen soll weiter erhöht und bedarfsgerechte

Betreuungsangebote in sog. Randzeiten und bei Schicht" und Nachtarbeit etwa

durch Zusatzangebote in der Kindertagespflege geschaffen werden.

Vordem Hintergrund der unterschiedlichen örtlichen Gegebenheiten und Bedarfs

soll im Rahmen der Jugendhilfeplanung entschieden werden, welche Formen
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flexibler und ergänzender Betreuung genutzt werden. Dies bringt auch zum

Ausdruck, dass die Landesregieamg die verantwortlichen Jugendämter respektiert

und nicht einzelne Projekte (wie Z.B. „Sonne, Mond und Sterne") und Maßnahmen

herausgreift. Im Übrigen ist darauf hinzuweisen, dass - nach Angaben des

Verbandes alleinerziehender Mütter und Väter als Anbieter des Projekts - auch

Mittel zurEingliederung in Arbeit nach SGB II zur Finanzierung der Angebote von

„Sonne, Mond und Sterne" genutzt werden können.

Die Mitglieder des LAP unterstützen die Zielsetzung des Projekts und teilen den

Bedarf. Wünschenswert wäre ein analoges Angebot für pflegende Angehörige,

flankiertvon anderen Qualifizierungsanforderungen.

Zu 2. Die Antwort der Landesregierung auf die Kleine Anfrage 1972 ist als Anlage

nochmals beigefügt.
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Protokoll 1. Sitzung (2. Amtsperiode) - 06.Juni
2019

Taciesordnungspunkt 3
Versorgungssituation Pflege NRW
3.2 Konzertierte Aktion Pflege (KAP)

Vorcjelegt/einciebracht von
MAGS NRW

Beschluss

Der Landesausschuss Alter und Pflege richtet fünf Arbeitsgruppen analog der
KAP zur Umsetzung der Themenkomplexe in NRW ein.

Erläuterunci/Beqründunci

Herr Abteilungsleiter Herrmann, MAGS, berichtet zur AG Ausbildungsoffensive Pfle-
ge (2019-2013). Nach lebhafter Aussprache beschließt der Landesausschuss die
Einrichtung von fünf Arbeitsgruppen, analog zu den Arbeitsgruppen „Gemeinsam für
Pflege#KAP". Die eigenständigen Arbeitsgruppen sollen unter der Leitung von LAP-
Mitgliedern an der Umsetzung der KAP arbeiten, um der gemeinsamen Verantwor-
tung Rechnung zu tragen.

Nachträgliche Anmerkung: Die benannten Leitungen der AG treffen sich am
14.08.2019, um in einem Gespräch gemeinsamen die weitere Vorgehensweise ab-
zustimmen.

• AG 1 Ausbildungsoffensive Pflege (2019 - 2023) -^ Frau Dreyer, MAGS
• AG 2 Personalmanagement, Arbeitsschutz, Gesundheitsförderung ^ Herr Dr.

Fuchs, ver.di

• AG 3 Innovative Versorgungsansätze und Digitalisierung —> Herr Pannen,
AOKRH

• AG 4 Pflegekräfte aus dem Ausland -^ Herr Grate, bpa
• AG 5 Entlohnungsbedingungen in der Pflege ^ Herr Wallrafen, VKSB
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Protokoll 1. Sitzung (2. Amtsperiode) - 06. Juni
2019

Taciesordnunflspunkt 3
Versorgungssituation Pflege NRW
3.3 Pflegeinfrastruktur (insbesondere Versorgungssituation Ambulante

Pflege, Kurzzeitpflege)

Vorgeleot/einqebracht von
LV Alzheimer NRW

Beschluss

Pflegende Angehörige benötigen eine ausgewogene Pflegeinfrastruktur, die
sie wirkungsvoll unterstützt, damit eine häusliche Pflege, im Interesse der
Beteiligten, möglichst lange gewährleistet ist. Dazu gehört insbesondere:

Erhöhung der Anzahl der verfügbaren Kurzzeitpflegeplätze entspre-
chend des Bedarfs, u. a. durch Zusicherung der Übernahme des Inves-

titionskostenzuschusses auf alle geförderten Plätze für Kurzzeitpflege
durch Kostenträger

Erläuteruna/Beciründuno

Frau Schmidt-Zadel trug im Wortlaut ihre Begründung zum BV vor

Zu einer ausgewogenen Pflegeinfrastruktur gehört die Entlastung pflegender Ange-
höriger durch eine ausreichende Anzahl Kurzzeitpffegeplätze. Diese sind zur Zeit in
NRW nicht gegeben. Nur unter größten Schwierigkeiten ist es Angehörigen mög-
lich, einen Kurzzeitpflegeplatz zu finden. Das Beispiel in der Anlage zeigt wie
schwierig es, selbst für professioneHe Mitarbeiter ist, Angehörigen bei der Suche
nach einem Kurzzeitpflegeplatz zu unterstützen. Insgesamt mussten 25 Einrichtun-
gen im Umfeld des Wohnortes angesprochen werden bzw. 9 Monate im Vorfeld ein
Platz reserviert werden.

Die Kontingentierung von 10 % entsprechend der vollstationären Plätze für die
Kurzzeitpflege wird nicht sauber eingehalten bzw. führt zu sogenannten elnge-
streuten Plätzen, die nach Bedarf auch volistationär genutzt werden. Wollen Ein-
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richfungsieiter aufgrund der Nachfrage die Anzahl der eingestreuten Plätze erhö-
hen, führt das dazu, das die Übernahme des Investitionskostenzuschusses für die
zusätzlichen durch den Kostenträger abgelehnt wird.

Herr Suchanek, MAGS, stellte dar, dass es keine Zusicherung des Investitionskos-
tenzuschusses für alle geben könne, da einige Einrichtungen freiwillig auf eine För-
derung verzichtet hätten.

Herr Knieps (für Herrn Grote, bpa) bestand auf folgender Protokollnotiz: Protest ge-
gen die Darstellung „freiwilliger Verzicht". Vielmehr seien diese Einrichtungen auf-
grund des völlig verfehlten APG zwangsweise ausgestiegen, die Pflege.bedürftigen
würden in Haftung genommen, Angebot und Nachfrage seien in einer schlimmen
Situation in NRW.

Herr Suchanek entgegnete, dass das Land im Rahmen seiner Befugnisse Rege-
lungen für die gesonderte Berechnung der Investitionskosten geförderter Einrich-
tungen getroffen habe. Wenn die Preisgesfaltung der Träger damit nicht vereinbar
sei, sei die Entscheidung, aus der Förderung auszusteigen, freiwillig. Sie gelte
dann aber für die gesamte Einrichtung und damit auch für die Kurzzeitpflege.

Nach weiterer lebhafter Debatte wurde auf Vorschlag von Herr Hintzsche der o.a.
Beschluss bei zwei Enthalfungen einstimmig angenommen.
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Protokoll 1. Sitzung (2. Amtsperiode) - 06. Juni
2019

Taciesordnunqspunkt 3
Versorgungssituation Pflege NRW
3.3 Pflegeinfrastruktur (insbesondere Versorgungssituation Ambulante
Pflege, Kurzzeitpflege)

Vorcielecft/eingebracht von
Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste e.V.

Beschluss
Zurückstellung des BV

Erläutemnfl/Beciründunci

Herr Knieps (für Herrn Grote vom bpa) trug im Wortlaut die Begründung zum BV
vor:
§ 9 SGB Xl: „Die Länder sind verantwortlich für die Vorhaitung einer
leistungsfähigen, zahlenmäßig ausreichenden und wirtschaftlichen
Versorgungssfruktur."

Die Versorgungslücke wächst spürbar und mit absehbarer Progressivität. Die
Bundesländer stehen in der Verantwortung für eine ausreichende
Versorgungsstruktur. Auch wenn es den Trägem in den letzten drei Jahren
gelungen ist, bundesweit mehr als 100.000 zusätzliche
sozialversicherungspfiichtige Arbeitsplätze zu besetzen, wächst die
Versorgungslücke. Starre Detaifregulierung in den Bundesländern begrenzt die
Kapazität der pflegerischen Versorgung. Die Betreiber können und werden
innerhalb des gesetzten Rahmens ihre Leistungen anbieten. Für pflegebedürftige
Menschen und ihre Angehörigen ist es wichtig, auch im Falle von regionalen
Versorgungslücken kompetente Ansprechpartner zu finden. Diese Aufgabe der
Sicherung einer leistungsfähigen, zahlenmäßig ausreichenden und wirtschaftlichen
Versorgungsstruktur muss von den nach dem SGB Xl zuständigen Ländern
erkennbar wahrgenommen werden.
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Das MAGS entgegnete, dass die Verantwortung für eine ausreichende und

bedarfsgerechte Pflegeinfrastruktur in Nordrhein-Westfalen bei den Pflegekassen

und den Kommunen liegt. Insofern können Lösungen orientiert am örtlichen Bedarf

nur von den Akteuren vor Ort erarbeitet werden. Dort seien auch entsprechende

Beratungsangebote angesiedelt. Im Übrigen würde derzeit ein Bericht an den

Landtag zu den Wirkungen des APG und der DVO auf die bedarfsgerechte

Versorgungsstruktur und die auskömmliche Bemessung der damit geregelten

Investitionskostenfinanzierung erarbeitet. Die Ergebnisse seien abzuwarten.

Nach ausführlicher Diskussion wurde der Beschlussvorschlag vorerst nicht zur

Abstimmung gestellt.
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Protokoll 1. Sitzung (2. Amtsperiode) - 06. Juni
2019

Tacfesordnunospunkt 4
Schnittstelle SGBXII/XI;
hier: Vereinbarung nach § 5 APG NW

Vorqeleqt/einaebracht von
AOKRHHH

Beschluss
Der Landesausschuss Alter und Pflege nimmt den Bericht über den aktuellen
Stand der Rahmenvertragsverhandlungen zu § 5 APG NW zum unmittelbaren
Übergang vom Krankenhaus in die ambulante oder stationäre pflegerische
Versorgung zur Kenntnis und begrüßt, dass die neue Rahmenvereinbarung ab
01.10.2019 in Kraft treten soll.

Erläuteruno/Bearündunc)

Nach § 5 APG NW sind zugelassene Krankenhäuser, Vorsorge- und Rehabilita-

tionseinrichtungen verpflichtet, mit zugelassenen Pflegeeinrichtungen, dem Medizi-

nischen Dienst der Krankenversichemng oder dem Prüfdienst des Verbandes der

Privaten Krankenversicherung e. V., den Betroffenen sowie ihren Vertretungen und

den Angehörigen mit dem Ziel zusammenzuwirken, den Übergang von der Kran-

kenhaus- oder Rehabilitationsbehandlung in die eigene Wohnung oder unter Wah-

rung der Wahlfreiheit in eine Pflegeeinrichtung sicherzustellen. Einem Wunsch nach

Rückkehr in die eigene Wohnung oder einer quarfiersnahen Versorgung ist dabei

durch Ausnutzung aller präventiven und rehabilitativen Angebote möglichst zu ent-

sprechen.

Über die Zusammenarbeit schließen die Landesverbände der Pflegekassen mit den

Vereinigungen der Trägerinnen und Träger und, soweit solche nicht existieren, mit

den Trägerinnen und Trägern von Krankenhäusern, Rehabilitationseinrichtungen

und Pflegeeinrichtungen Vereinbarungen. Diese Vereinbarungen sind für die zuge-

lassenen Krankenhäuser und Rehabilitationseinrichtungen sowie die Pflegeeinrich-
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tungen und Pflegekassen im Land unmittelbar verbindlich.

Bereits seit geraumer Zeit arbeiteten die vorgenannten Vertragspartner an einer

neuen Fassung einer entsprechenden Rahmenvereinbarung. Eine Unterarbeits-

gruppe hatte am 29.03.2019 den Vereinbarungstext nebst Anlagen finalisiert. Am

15.05.2019 haben die Rahmenvereinbarungspartner im Hause der Krankenhaus-

gesellschaft NRW den Vereinbarungstext final beraten. Im Anschluss daran wurde

das vorgesehene Verfahren zur Anhörung der Angehörigen- und

Betroffenenvertretungen eingeleitet.

Die Äußerungen der Angehörigen- und Betroffenenvertretungen sollen am

17.06.2019 abschließend im Kreise der Rahmenvereinbarungspartner beraten

werden. Im Anschluss daran ist vorgesehen, das Unterschriftenverfahren in Gang zu

setzen, sodass spätestens zum 01.10.2019 die neue Rahmenvereinbarung in Kraft

treten kann.
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Protokoll 9. Sitzung - 06. Juni 2019

Taciesordnuncispunkt 5
IVIDK Berichte
5.1 Bericht MDK Nordrhein und Westfalen-Lippe zur
Pflegeeinzelfallbegutachtung

VorQeleflt/eingebracht von
IVIDK Nordrhein

Beschluss
Kenntnisnahme

Erläuterung/Beciründunq

Seit der Pflegereform 2017 berichten die MDKn in NRW regelmäßig im

Landesausschuss Alter und Pflege über die Begutachtungsergebnisse in der

Pflegeeinzelfallbegutachtung.

So wird

die Auftragsentwicklung,

die Anzahl der Begutachtungsaufträge

die Anzahl der Begutachtungsaufträge im Vergleich mit dem Vorjahr

die Pflegegradeinteilung (bundesweite Ergebnisse und der NRW-MDKn)

die Pflegegradeinteilung nach stationären und ambulanten Pflegefällen

präsentiert.

Zwischenzeitlich liegt eine Gesamtauswertung für das Jahr 2018 und eine 1.

Quartalssfatistikfür2019 vor. Die Folien sind beigefügt.
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Bereits Anfang des Jahres 2018 hatte sich abgezeichnet, dass die Anzahl der

Begutachtungsaufträge nach dem Start der Pflegereform im Jahr 2017 weiterhin

steigt. Im Verhältnis zum Vorjahr dominierten aber im Jahre 201 8 die Anträge auf

Höherstufungen. Der Anteil auf Erstbegutachtungen war dagegen rückläufig. Nach

fachlicher Einschätzung ist dies auf die Systematik der neuen Pflegegradeinteilung

zurückzuführen.

Im 1. Quartal 2019 war ein weiterer Auftragsanstieg festzustellen. Dieser übertraf

auch noch dieAuftragszahlen des Jahres 2017 und 2018. Weiterhin werden

besonders viele Anträge auf Höherstufungsanträge gestellt. Im Verhältnis zum

Vorjahr steigen auch Jetzt wieder die Anträge auf Erstbegutachtung.

In der Pflegegradeinteilung haben sich in der Zwischenzeit keine wesentlichen

Veränderungen ergeben. Aufgrund der stabilisierten Begutachtungserfahrungen sind

größere Veränderungen in der Pflegegradeinteilung grundsätzlich nicht mehr zu

erwarten.

Im Rahmen der Sitzung des Landespflegeausschusses wurden die Ergebnisse der

Begutachtung durch die MDKn in NRW vorgestellt.
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Protokoll 9. Sitzung - 06. Juni 2019

Taflesordnunqspunkt 5
MDK Berichte
5.2 Abrechnungsprüfung im häuslichen Bereich

Vorcielecit/einoebracht von
MDKNordrhein

Beschluss
Kenntnisnahme

Erläuteruncj/Beciründunc)

In der Sitzung des Landesausschusses Alter und Pflege am 9. November 2018

wurde der Themenbereich Abrechnungsprüfungen im häuslichen Bereich durch die

MDKen thematisiert. Die Mitglieder des Landesausschusses wünschten sich für eine

eindeutige Bewertung der Frage, obAbrechnungsbetrug ein häufiges oder

flächendeckendes Problem darstellt, entsprechende ergänzende Informationen und

baten daher die MDKn um eine entsprechende Darstellung.

Die Prüfdienste in NRW haben zwischenzeitlich Ergebnisse der

Abrechnungsprüfungen für das Jahr 2018 aufbereitet.

Das Verfahren derAbrechnungsprüfungen in ambulanten Pflegeeinrichtungen ist in

den obligatorischen Qualitätspmfungen eingebettet. Der Ablauf wird dabei durch die

Prüfrichtlinien festgelegt. Die Prüfung beschränkt sich daher ausschließlich auf die

der in die Stichprobe einbezogenen versorgten Personen.



Landesausschuss Alter und Pflege
des Landes Nordrhein-Westfalen

^"

Im Rahmen der Erhebungen wird die Anzahl der durchgeführten Prüfungen

(entspricht der Anzahl der geprüften Betriebe) dargestellt. Weiterhin wird auch

ausgewiesen, in wieviel Betrieben die Prüfung zu Auffälligkeiten geführt hat. Bei der

Bewertung ist zu beachten, dass die Prüfung im Rahmen einer Stichprobe von 6 bis

8 Rechnungen erfolgt. Ausgewiesen sind die Fälle, in denen bei mindestens

einerRechnung Auffälligkeiten festgestellt werden konnten. Dabei ist zu bedenken,

dass die Betriebsgröße sich bei dieser Stichprobe nicht widerspiegelt. Es sind

Pflegedienste mit über 600 zu versorgenden Patientinnen und Patienten am Markt

tätig und daher ist diese Stichprobe sehr differenziert zu betrachten.

Die Prüfung der Rechnungen erfolgt in den Bereichen der

körperbezogenen Maßnahmen

Betreuungsleistungen

Hauswirtschaft im Rahmen des SGB Xl und

der Behandlungspflege nach dem SGB V.

Die genauen Auswertungen wurden in der Sitzung durch den MDK vorgestellt.

Alle Prüfergebnisse sind auch in Relation zu den insgesamt abgerechneten

Sachleistungen nach dem SGB Xl bzw. der abgerechneten Behandlungspflegen

nach dem SGB V zu bewerten. Informationen hierüber liegen den MDK nicht vor.

Eine entsprechende Bewertung ist im Anschluss der Präsentation durch die

Mitglieder des Landesausschusses Alter und Pflege vorzunehmen.


